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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 14. Mai 1991

über den Rechtsschutz von Computerprogrammen

(91 /250/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission ('),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Derzeit ist nicht in allen Mitgliedstaaten ein eindeutiger
Rechtsschutz von Computerprogrammen gegeben . Wird
ein solcher Rechtsschutz gewährt, so weist er unterschied­
liche Merkmale auf.

Die Entwicklung von Computerprogrammen erfordert die
Investition erheblicher menschlicher, technischer und
finanzieller Mittel . Computerprogramme können jedoch
zu einem Bruchteil der zu ihrer unabhängigen Entwick­
lung erforderlichen Kosten kopiert werden .

Computerprogramme spielen eine immer bedeutendere
Rolle in einer Vielzahl von Industrien . Die Technik der
Computerprogramme kann somit als von grundlegender
Bedeutung für die industrielle Entwicklung der Gemein­
schaft angesehen werden .

Bestimmte Unterschiede des in den Mitgliedstaaten
gewährten Rechtsschutzes von Computerprogrammen
haben direkte und schädliche Auswirkungen auf das
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes für Computer­
programme ; mit der Einführung neuer Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet könnten
sich diese Unterschiede noch vergrößern .

Bestehende Unterschiede, die solche Auswirkungen
haben , müssen beseitigt und die Entstehung neuer Unter­
schiede muß verhindert werden . Unterschiede, die das
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes nicht in erheb­
lichem Maße beeinträchtigen, müssen jedoch nicht besei­
tigt und ihre Entstehung muß nicht verhindert werden .

Der Rechtsrahmen der Gemeinschaft für den Schutz von
Computerprogrammen kann somit zunächst darauf
beschränkt werden, grundsätzlich festzulegen, daß die
Mitgliedstaaten Computerprogrammen als Werke der
Literatur Urheberrechtsschutz gewähren. Ferner ist festzu­
legen, wer schutzberechtigt und was schutzwürdig ist, und
darüber hinaus sind die Ausschließlichkeitsrechte festzu­
legen, die die Schutzberechtigten geltend machen
können, um bestimmte Handlungen zu erlauben oder zu
verbieten, sowie die Schutzdauer.

Für die Zwecke dieser Richtlinie soll der Begriff
„Computerprogramm" Programme in jeder Form
umfassen, auch solche, die in die Hardware integriert
sind ; dieser Begriff umfaßt auch Entwurfsmaterial zur
Entwicklung eines Computerprogramms, sofern die Art
der vorbereitenden Arbeit die spätere Entstehung eines
Computerprogramms zuläßt.

Qualitative oder ästhetische Vorzüge eines Computerpro­
gramms sollten nicht als Kriterium für die Beurteilung
der Frage angewendet werden, ob ein Programm ein indi­
viduelles Werk ist oder nicht.

(') ABl. Nr. C 91 vom 12. 4. 1989, S. 4, und ABl . Nr. C 320 vom
20. 12. 1990, S. 22.

(l) ABl. Nr. C 231 vom 17. 9 . 1990, S. 78 , und Beschluß vom 17.
April 1991 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

(3) ABl . Nr. C 329 vom 30 . 12. 1989, S. 4.
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Die Gemeinschaft fühlt sich zur Förderung der interna­
tionalen Standardisierung verpflichtet.

Die Funktion von Computerprogrammen besteht darin,
mit den anderen Komponenten eines Gomputersystems
und den Benutzern in Verbindung zu treten und zu
operieren. Zu diesem Zweck ist eine logische und, wenn
zweckmäßig, physische Verbindung und Interaktion
notwendig, um zu gewährleisten, daß Software und Hard­
ware mit anderer Software und Hardware und Benutzern
wie beabsichtigt funktionieren können .

Die Teile des Programms, die eine solche Verbindung
und Interaktion zwischen den Elementen von Software
und Hardware ermöglichen sollen, sind allgemein als
»Schnittstellen" bekannt.

Diese funktionale Verbindung und Interaktion ist allge­
mein als „Interoperabilität" bekannt. Diese Interoperabi­
lität kann definiert werden als die Fähigkeit zum
Austausch von Informationen und zur wechselseitigen
Verwendung der ausgetauschten Informationen.

Zur Vermeidung von Zweifeln muß klargestellt werden,
daß der Rechtsschutz nur für die Ausdrucksform eines
Computerprogramms gilt und daß die Ideen und Grund­
sätze, die irgendeinem Element des Programms
einschließlich seiner Schnittstellen zugrunde liegen, im
Rahmen dieser Richtlinie nicht urheberrechtlich
geschützt sind.

Entsprechend diesem Urheberrechtsgrundsatz sind Ideen
und Grundsätze, die der Logik, den Algorithmen und den
Programmsprachen zugrunde liegen, im Rahmen dieser
Richtlinie nicht urheberrechtlich geschützt.

Nach dem Recht und der Rechtsprechung der Mitglied­
staaten und nach den internationalen Urheberrechtskon­
ventionen ist die Ausdrucksform dieser Ideen und Grund­
sätze urheberrechtlich zu schützen .

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet der Begriff »Vermie­
tung" die Überlassung eines Computerprogramms oder
einer Kopie davon zur zeitweiligen Verwendung und zu
Erwerbszwecken ; dieser Begriff beinhaltet nicht den
öffentlichen Verleih, der somit aus dem Anwendungsbe­
reich der Richtlinie ausgeschlossen bleibt.

Zu dem Ausschließlichkeitsrecht des Urhebers, die nicht
erlaubte Vervielfältigung seines Werks zu untersagen, sind
im Fall eines Computerprogramms begrenzte Ausnahmen
für die Vervielfältigung vorzusehen, die für die bestim­
mungsgemäße Verwendung des Programms durch den
rechtmäßigen Erwerber technisch erforderlich sind. Dies
bedeutet, daß das Laden und Ablaufen, sofern es für die
Benutzung einer Kopie eines rechtmäßig erworbenen
Computerprogramms erforderlich ist, sowie die Fehlerbe­
richtigung nicht vertraglich untersagt werden dürfen .
Wenn spezifische vertragliche Vorschriften nicht verein­
bart worden sind, und zwar auch im Fall des Verkaufs
einer Programmkopie, ist jede andere Handlung eines

rechtmäßigen Erwerbers einer Programmkopie zulässig,
wenn sie für eine bestimmungsgemäße Benutzung der
Kopie notwendig ist.

Einer zur Verwendung eines Computerprogramms
berechtigten Person sollte nicht untersagt sein, die zum
Betrachten, Prüfen oder Testen des Funktionierens des
Programms notwendigen Handlungen vorzunehmen,
sofern diese Handlungen nicht gegen das Urheberrecht
an dem Programm verstoßen .

Die nicht erlaubte Vervielfältigung, Ubersetzung, Bearbei­
tung oder Änderung der Codeform einer Kopie eines
Computerprogramms stellt eine Verletzung der
Ausschließlichkeitsrechte des Urhebers dar.

Es können jedoch Situationen eintreten, in denen eine
solche Vervielfältigung des Codes und der Ubersetzung
der Codeform im Sinne des Artikels 4 Buchstaben a) und
b) unerläßlich ist, um die Informationen zu erhalten, die
für die Interoperabilität eines unabhängig geschaffenen
Programms mit anderen Programmen notwendig sind.

Folglich ist davon auszugehen , daß nur in diesen
begrenzten Fällen eine Vervielfältigung und Ubersetzung
seitens oder im Namen einer zur Verwendung einer
Kopie des Programms berechtigten Person rechtmäßig ist,
anständigen Gepflogenheiten entspricht und deshalb
nicht der Zustimmung des Rechtsinhabers bedarf.

Ein Ziel dieser Ausnahme ist es, die Verbindung aller
Elemente eines Computersystems, auch solcher verschie­
dener Hersteller, zu ermöglichen, so daß sie zusammen­
wirken können.

Von einer solchen Ausnahme vom Ausschließlichkeits­
recht des Urhebers darf nicht in einer Weise Gebrauch
gemacht werden , die die rechtmäßigen Interessen des
Rechtsinhabers beeinträchtigt oder die im Widerspruch
zur normalen Verwendung des Progrärtims steht.

Zur Wahrung der Ubereinstimmung mit den Bestim­
mungen der Berner Ubereinkunft über den Schutz litera­
rischer und künstlerischer Werke sollte die Dauer des
Schutzes auf die Lebenszeit des Urhebers und 50 Jahre ab
dem 1 . Januar des auf sein Todesjahr folgenden Jahres
oder im Fall eines anonymen Werkes auf 50 Jahre nach
dem 1 . Januar des Jahres, das auf das Jahr der Erstveröf­
fentlichung des Werkes folgt, festgesetzt werden.

Der Schutz von Computerprogrammen im Rahmen des
Urheberrechts sollte unbeschadet der Anwendung anderer
Schutzformen in den relevanten Fällen erfolgen. Vertrag­
liche Regelungen, die im Widerspruch zu Artikel 6 oder
den Ausnahmen nach Artikel 5 Absätze 2 und 3 stehen,
sollten jedoch unwirksam sein.

Die Bestimmungen dieser Richtlinie lassen die Anwen­
dung der Wettbewerbsregeln nach den Artikeln 85 und
86 des Vertrages unberührt, wenn ein marktbeherr­
schender Anbieter den Zugang zu Informationen verwei­
gert, die für die in dieser Richtlinie definierte Interopera­
bilität notwendig sind.
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Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollten unbeschadet
spezifischer Auflagen bereits bestehender gemeinschaft­
licher Rechtsvorschriften für die Veröffentlichung von
Schnittstellen im Telekommunikationssektor oder von
Ratsbeschlüssen betreffend die Normung im Bereich der
Informations- und Telekommunikationstechnologie
gelten.

Diese Richtlinie berührt nicht die in den einzelstaat­
lichen Rechtsvorschriften in Ubereinstimmung mit der
Berner Ubereinkunft vorgesehenen Ausnahmeregelungen
für Punkte, die nicht von der Richtlinie erfaßt werden —

ausschließlich der Arbeitgeber zur Ausübung aller wirt­
schaftlichen Rechte an dem so geschaffenen Programm
berechtigt, sofern keine andere vertragliche Vereinbarung
getroffen wird.

Artikel 3

Schutzberechtigte

Schutzberechtigt sind alle natürlichen und juristischen
Personen gemäß dem für Werke der Literatur geltenden
innerstaatlichen Urheberrecht.

Artikel 4

Zustimmungsbedürftige Handlungen

Vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 5 und 6
umfassen die Ausschließlichkeitsrechte des Rechtsinha­
bers im Sinne des Artikels 2 das Recht, folgende Hand­
lungen vorzunehmen oder zu gestatten :
a) die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfältigung,
ganz oder teilweise, eines Computerprogramms mit
jedem Mittel und in jeder Form. Soweit das Laden,
Anzeigen, Ablaufen, Ubertragen oder Speichern des
Computerprogramms eine Vervielfältigung erforderlich
macht, bedürfen diese Handlungen der Zustimmung
des Rechtsinhabers ;

b) die Ubersetzung, die Bearbeitung, das Arrangement
und andere Umarbeitungen eines Computerpro­
gramms sowie die Vervielfältigung der erzielten Ergeb­
nisse, unbeschadet der Rechte der Person, die das
Programm umarbeitet ;

c) jede Form der öffentlichen Verbreitung des originalen
Computerprogramms oder von Kopien davon,
einschließlich der Vermietung. Mit dem Erstverkauf
einer Programmkopie in der Gemeinschaft durch den
Rechtsinhaber oder mit seiner Zustimmung erschöpft
sich in der Gemeinschaft das Recht auf die Verbrei­
tung dieser Kopie ; ausgenommen hiervon ist jedoch
das Recht auf Kontrolle der Weitervermietung des
Programms oder einer Kopie davon .

Artikel 5

Ausnahmen von den zustimmungsbedürftigen
Handlungen

( 1 ) In Ermangelung spezifischer vertraglicher Bestim­
mungen bedürfen die in Artikel 4 Buchstaben a) und b)
genannten Handlungen nicht der Zustimmung des
Rechtsinhabers, wenn sie für eine bestimmungsgemäße
Benutzung des Computerprogramms einschließlich der
Fehlerberichtigung durch den rechtmäßigen Erwerber
notwendig sind.

(2) Die Erstellung einer Sicherungskopie durch eine
Person, die zur Benutzung des Programms berechtigt ist,
darf nicht vertraglich untersagt werden, wenn sie für die
Benutzung erforderlich ist .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Gegenstand des Schutzes

( 1 ) Gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinie
schützen die Mitgliedstaaten Computerprogramme urhe­
berrechtlich als literarische Werke im Sinne der Berner
Ubereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur und
der Kunst. Im Sinne dieser Richtlinie umfaßt der Begriff
„Computerprogramm'' auch das Entwurfsmaterial zu ihrer
Vorbereitung.

(2) Der gemäß dieser Richtlinie gewährte Schutz gilt
für alle Ausdrucksformen von Computerprogrammen.
Ideen und Grundsätze, die irgendeinem Element eines
Computerprogramms zugrunde liegen, einschließlich der
den Schnittstellen zugrundeliegenden Ideen und Grund­
sätze, sind nicht im Sinne dieser Richtlinie urheber­
rechtlich geschützt.

(3) Computerprogramme werden geschützt, wenn sie
individuelle Werke in dem Sinne darstellen, daß sie das
Ergebnis der eigenen geistigen Schöpfung ihres Urhebers
sind . Zur Bestimmung ihrer Schutzfähigkeit sind keine
anderen Kriterien anzuwenden.

Artikel 2

Urheberschaft am Programm

( 1 ) Der Urheber eines Computerprogramms ist die
natürliche Person, die Gruppe natürlicher Personen, die
das Programm geschaffen hat, oder, soweit nach den
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zulässig, die juri­
stische Person, die nach diesen Rechtsvorschriften als
Rechtsinhaber gilt. Soweit kollektive Werke durch die
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats anerkannt sind,
gilt die Person als Urheber, die nach den Rechtsvor­
schriften des Mitgliedstaats als Person angesehen wird, die
das Werk geschaffen hat.

(2) Ist ein Computerprogramm von einer Gruppe
natürlicher Personen gemeinsam geschaffen worden, so
stehen dieser die ausschließlichen Rechte daran
gemeinsam zu .

(3) Wird ein Computerprogramm von einem Arbeit­
nehmer in Wahrnehmung seiner Aufgaben oder nach
den Anweisungen seines Arbeitgebers geschaffen, so ist
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(3) Die zur Verwendung einer Programmkopie berech­
tigte Person kann, ohne die Genehmigung des Rechtsin­
habers einholen zu müssen , das Funktionieren dieses
Programms beobachten, untersuchen oder testen, um die
einem Programmelement zugrundeliegenden Ideen und
Grundsätze zu ermitteln, wenn sie dies durch Hand­
lungen zum Laden, Anzeigen, Ablaufen, Übertragen oder
Speichern des Programms tut, zu denen sie berechtigt ist.

Artikel 6

Dekompilierung
(1 ) Die Zustimmung des Rechtsinhabers ist nicht
erforderlich, wenn die Vervielfältigung des Codes oder die
Ubersetzung der Codeform im Sinne des Artikels 4
Buchstaben a) und b) unerläßlich ist, um die erforder­
lichen Informationen zur Herstellung der Interoperabi­
lität eines unabhängig geschaffenen Computerprogramms
mit anderen Programmen zu erhalten, sofern folgende
Bedingungen erfüllt sind :
a) Die Handlungen werden von dem Lizenznehmer oder
von einer anderen zur Verwendung einer Programm­
kopie berechtigten Person oder in deren Namen von
einer hierzu ermächtigten Person vorgenommen ;

b) die für die Herstellung der Interoperabilität notwen­
digen Informationen sind für die unter Buchstabe a)
genannten Personen noch nicht ohne weiteres
zugänglich gemacht ; und

c) die Handlungen beschränken sich auf die Teile des
ursprünglichen Programms, die zur Herstellung der
Interoperabilität notwendig sind.

(2) Die Bestimmungen von Absatz 1 erlauben nicht,
daß die im Rahmen ihrer Anwendung gewonnenen Infor­
mationen

a) zu anderen Zwecken als zur Herstellung der Interoper­
abilität des unabhängig geschaffenen Programms
verwendet werden ;

b) an Dritte weitergegeben werden, es sei denn, daß dies
für die Interoperabilität des unabhängig geschaffenen
Programms notwendig ist ;

c) für die Entwicklung, Herstellung oder Vermarktung
eines Programms mit im wesentlichen ähnlicher
Ausdrucksform oder für irgendwelche anderen, das
Urheberrecht verletzenden Handlungen verwendet
werden .

(3) Zur Wahrung der Ubereinstimmung mit den
Bestimmungen der Berner Ubereinkunft zum Schutz von
Werken der Literatur und der Kunst können die Bestim­
mungen dieses Artikels nicht dahin gehend ausgelegt
werden, daß dieser Artikel in einer Weise angewendet
werden kann, die die rechtmäßigen Interessen des
Rechtsinhabers in unvertretbarer Weise beeinträchtigt
oder im Widerspruch zur normalen Nutzung des
Computerprogramms steht.

Artikel 7

Besondere Schutzmaßnahmen

(1 ) Unbeschadet der Artikel 4, 5 und . 6 sehen die
Mitgliedstaaten gemäß ihren innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften geeignete Maßnahmen gegen Personen vor, die

eine der nachstehend unter den Buchstaben a), b) und c)
aufgeführten Handlungen begehen :
a) Inverkehrbringen einer Kopie eines Computerpro­
gramms, wenn die betreffende Person wußte oder
Grund zu der Annahme hatte, daß es sich um eine
unerlaubte Kopie handelt ;

b) Besitz einer Kopie eines Computerprogramms für
Erwerbszwecke, wenn diese betreffende Person wußte
oder Grund zu der Annahme hatte, daß es sich um
eine unerlaubte Kopie handelt ;

c) das Inverkehrbringen oder der Erwerbszwecken
dienende Besitz von Mitteln, die allein dazu bestimmt
sind, die unerlaubte Beseitigung oder Umgehung
technischer Programmschutzmechanismen zu erleich­
tern .

(2) Jede unerlaubte Kopie eines Computerprogramms
kann gemäß den Rechtsvorschriften des betreffenden
Mitgliedstaats beschlagnahmt werden .

(3) Die Mitgliedstaaten können die Beschlagnahme der
in Absatz 1 Buchstabe c) genannten Mittel vorsehen .

Artikel 8

Schutzdauer

( 1 ) Die Schutzdauer umfaßt die Lebenszeit des Urhe­
bers und 50 Jahre nach seinem Tod bzw. nach dem Tod
des letzten noch lebenden Urhebers ; für anonym oder
Pseudonym veröffentlichte Computerprogramme oder für
Computerprogramme, als deren Urheber in Ubereinstim­
mung mit Artikel 2 Absatz 1 aufgrund der einzelstaat­
lichen Rechtsvorschriften eine juristische Person anzu­
sehen ist, endet die Schutzdauer 50 Jahre, nachdem das
Programm erstmals erlaubterweise der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht worden ist. Die Dauer des Schutzes
beginnt am 1 . Januar des Jahres, das auf die vorge­
nannten Ereignisse folgt.

(2) Die Mitgliedstaaten, in denen bereits eine längere
Schutzdauer gilt als die, die in Absatz 1 vorgesehen ist,
dürfen ihre gegenwärtige Schutzdauer so lange beibe­
halten, bis die Schutzdauer für urheberrechtlich
geschützte Werke durch allgemeinere Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft harmonisiert ist.

Artikel 9

Weitere Anwendung anderer Rechtsvorschriften
( 1 ) Die Bestimmungen dieser Richtlinie stehen
sonstigen Rechtsvorschriften, so für Patentrechte, Waren­
zeichen, unlauteres Wettbewerbsverhalten, Geschäftsge­
heimnisse und den Schutz von Hälbleiterprodukten,
sowie dem Vertragsrecht nicht entgegen . Vertragliche
Bestimmungen, die im Widerspruch zu Artikel 6 oder zu
den Ausnahmen nach Artikel 5 Absätze 2 und 3 stehen,
sind unwirksam.

(2) Die Bestimmungen dieser Richtlinie finden unbe­
schadet etwaiger vor dem 1 . Januar 1993 getroffener Ver­
einbarungen und erworbener Rechte auch auf vor diesem
Zeitpunkt geschaffene Programme Anwendung.
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Artikel 11

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 14. Mai 1991 .

Artikel 10

Schlußbestimmungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­
linie vor dem 1 . Januar 1993 nachzukommen.
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in ihnen selbst oder durch einen Hinweis bei
der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Sie regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die
innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. F. POOS


